Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Kohlepreiserhöhung 


Der Steinkohlenbergbau an der Ruhr hat umfangreiche Preis- 
erhöhungen für Kohle zum 1. Oktober 1957 beschlossen. Eine 

weitere Preiserhöhung hat er für den 1. April 1958 angekündigt. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung die Preiserhöhung für gerecht- 
fertigt? 

2. Trifft es zu f daß die Bundesregierung bereits im Juli 1957 
von den bevorstehenden Preiserhöhungen unterrichtet 
wurde? 

3. Was hat die Bundesregierung getan, um eine Preiserhöhung 
zu verhindern? 

4. Trifft es zu, daß der Bundeswirtschaftsminister vor der 
Freigabe der Kohlepreise eine Vereinbarung mit dem 
Kohlenbergbau getroffen hat, nach der Preiserhöhungen 
nur nach vorheriger Fühlungnahme mit ihm vorgenommen 
werden sollten? 

5. Was hat die Bundesregierung unternommen, um eine aus- 
reichende Kontrolle der nach der Freigabe der Preise wieder- 
gebildeten Kartellorganisationen an der Rühr sicherzustellen, 
damit unangemessene Preisfestsetzungen verhindert werden? 

6. Was hat die Bundesregierung getan, um sich eine aus- 
reichende Kenntnis der tatsächlichen Kosten und der Ertrags- 
lage des Kohlenbergbaues zu beschaffen? 

7. Billigt die Bundesregierung, daß die Hausbrandkohle wesent- 
lich stärker verteuert wird als die Industriekohle? 

8. Welche Auswirkungen hat nach Ansicht der Bundesregie- 
rung die Kohlepreiserhöhung auf das gesamte Preisniveau ? 


Bonn, den 15. Oktober 1957 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck s Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorf/Siepburg 
Alleinvertrieb t Dr. Hans Hege*-, Bad Codesberg, Goethestrafte 54 
Telefon 3551 



